
 
Landesverband Bayern 
LSVD⁺ – Verband Queere Vielfalt 

    

München, 03.09.2026 

 

Pressemitteilung: 202 Fragen zum „Bayerischen Aktionsplan Queer“ 

 

München, 3. September 2026. Mit dem „Bayerischen Aktionsplan QUEER“ hat die 
Staatsregierung im Juni erstmals einen ressortübergreifenden Rahmen für Maßnah-
men im Bereich sexueller und geschlechtlicher Vielfalt vorgelegt. Der LSVD+ Bay-
ern begrüßt, dass damit wichtige Themen aufgegriffen werden. Zugleich bleibt 
offen, wie aus dem Dokument eine wirksame und ausfinanzierte Strategie gegen 
Queerfeindlichkeit in Bayern werden soll. Der Verband hat deshalb 202 konkrete 
Fragen an die Bayerische Staatsregierung formuliert. 

"Knapp 200 Fragen sind viel. Sie zeigen aber: Der Aktionsplan wirft mehr Fragen 
auf als er beantwortet. Das ist angesichts der aktuellen Sicherheitslage fatal. Wenn 
die Staatsregierung den Aktionsplan, wie angekündigt, gemeinsam mit queeren 
Communities umsetzen und weiterentwickeln möchte, braucht es Klarheit darüber, 
was konkret geplant ist, wer Verantwortung trägt, welche Zeitpläne gelten und 
welche Mittel zur Verfügung stehen. Unser Fragenkatalog soll dabei ausdrücklich 
eine Hilfe sein" erklärt Markus Apel, Vorstand des LSVD+ Bayern. 

Im Mittelpunkt stehen folgende Leitfragen: 

• Welche Ziele werden verfolgt und wie wird ihr Erreichen überprüft? 
• Wer kann sich wie genau an der Umsetzung beteiligen? 
• Wie können finanzielle Mittel abgerufen werden? 
• Wie werden Entscheidungen getroffen? 
• Wie kann der Aktionsplan künftig weiterentwickelt werden? 

 
Der Fragenkatalog greift sowohl die angekündigten Maßnahmen als auch Forde-
rungen aus der Zivilgesellschaft von 2023, sowie dem offiziellen Beteiligungsver-
fahren der Staatsregierung auf, die bislang nicht oder unzureichend berücksichtigt 
wurden. In die Erarbeitung dieser Forderungen und Vorschläge sind zahlreiche 
Stunden ehrenamtlicher und fachlicher Arbeit aus den queeren Communities einge-
flossen. Angesichts der aktuellen Sicherheitslage haben sie daher zu Recht die Er-
wartung, dass sich daraus eine echte Strategie entwickelt, mit ausreichenden finan-
ziellen Ressourcen, einer breiten Beteiligung queerer Fachorganisationen aus ganz 
Bayern und dem klaren Ziel, Queerfeindlichkeit dort wirksam zu bekämpfen, wo 
sie entsteht. 
 
Weiterlesen: 
 

• Sichtbar, aber sicher? Das sagen Verfassungsschutz und Innenministerium 
zur Bedrohungslage für queere Menschen in Bayern 

• Zivilgesellschaftlicher Maßnahmenkatalog für einen Bayerischen Aktions-
plan Queer 

• Dokumentationsband zum Beteiligungsverfahren des StMAS 
• 225. Innenministerkonferenz: Mangelhafte Umsetzung von Maßnahmen 

gegen queerfeindliche Hasskriminalität 
• Agenda für Vielfalt beschlossen - Aktionsplan Queer ohne Plan 
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Fragenkatalog zum “Bayerischen Aktionsplan Queer” 
 
  
Zum Aktionsplan: 
 
 

1. Wie definiert die Bayerische Staatsregierung die “Bayerische Agenda für 
Vielfalt”, deren Teil der “Bayerische Aktionsplan Queer” sein soll? 

2. Aus welchem Grund wurde darauf verzichtet im “Bayerischen Aktionsplan 
Queer” klare Ziele, Zuständigkeiten, Zeitpläne, finanzielle Ressourcen und 
überprüfbare Erfolgskriterien transparent zu machen? 

3. Welche konkreten strategischen Ziele verfolgt der Aktionsplan bis zum 
Ende der laufenden Legislaturperiode und anhand welcher Indikatoren soll 
überprüft werden, ob diese Ziele erreicht wurden? 

4. Wie ist die ressortübergreifende Koordinierung mit den Staatsministerien 
organisiert, die für die Umsetzung der im Aktionsplan enthaltenen Maßnah-
men federführend zuständig sind? 

5. Welche zusätzlichen finanziellen Mittel, abseits bestehender Projektförde-
rungen, stehen für die Umsetzung des Aktionsplans insgesamt zur Verfü-
gung? 

6. Wie werden ggf. vorgesehene Projektmittel ausgereicht? 
7. Wie verteilen sich die im Doppelhaushalt 2026/2027 vorgesehenen Haus-

haltsmittel auf die einzelnen Maßnahmen und Handlungsfelder des Aktions-
plans? 

8. Nach welchem Zeitplan sollen die einzelnen Maßnahmen umgesetzt wer-
den? 

9. Nach welchen Kriterien entscheidet die Staatsregierung, ob zeitlich befris-
tete Veranstaltungen, Veröffentlichungen oder Kampagnen in dauerhafte 
Maßnahmen überführt werden? 

10. Welche der im Aktionsplan beschriebenen Maßnahmen sind bereits vor der 
finalen Beschlussfassung über den Aktionsplan begonnen worden? 

11. Warum wurde auf die Einrichtung eines unabhängigen Steuerungsgremiums 
(z.B. Beirat) mit mindestens 50 prozentiger Beteiligung queerer Selbstver-
tretungsorganisationen verzichtet? 

12. Welche Ziele verfolgt die aus dem Beteiligungsverfahren entstandene 
“Lenkungsgruppe”, die weitergeführt werden soll? Beabsichtigen Sie, wei-
tere queere Fachorganisationen aufzunehmen, wie würde diese Aufnahme 
erfolgen und ist eine Aufwandsentschädigung für ehrenamtliche Beteiligte 
vorgesehen? 

13. Mit welchen Kompetenzen ist die Lenkungsgruppe ausgestattet? Wie häufig 
ist sie einzuberufen und gibt es definierte Aufgaben? 

14. Wie soll die queere Community abseits der “Lenkungsgruppe” künftig an 
der Umsetzung, Weiterentwicklung und Evaluation des Aktionsplans betei-
ligt werden? 

15. Aus welchen Gründen wurde vor dem Ministerratsbeschluss keine weitere 
schriftliche Verbändeanhörung durchgeführt, obwohl diese im bisherigen 
Beteiligungsprozess und gegenüber der Lenkungsgruppe angekündigt wor-
den war? 

16. Nach welchen Kriterien wurde entschieden, welche Vorschläge aus dem Be-
teiligungsverfahren in den Aktionsplan aufgenommen und welche nicht 
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übernommen wurden? 
17. Wie sollen die zahlreichen Vorschläge aus dem Beteiligungsverfahren künf-

tig weiterbearbeitet werden, die keinen Eingang in den Aktionsplan gefun-
den haben? 

18. Mit welchem Ziel wurde in das Vorwort zum Aktionsplan folgender Satz 
aufgenommen: “Die Gleichstellung von Frauen und Männern ist Verfas-
sungsauftrag.”? 

19. Aus welchem Grund sind Teile des Aktionsplans binär gegendert? 
20. Wie wird die Umsetzung des Aktionsplans künftig dokumentiert, evaluiert 

und öffentlich nachvollziehbar gemacht? Ist vorgesehen, einen regelmäßi-
gen Transparenz- oder Umsetzungsbericht zum Aktionsplan zu veröffentli-
chen, der den jeweiligen Stand der Umsetzung aller Maßnahmen nachvoll-
ziehbar dokumentiert? 

21. Wie soll sichergestellt werden, dass der Aktionsplan künftig fortgeschrie-
ben und an neue gesellschaftliche Entwicklungen angepasst werden kann? 

22. Wie möchte die Staatsregierung sicherstellen, dass bei der Weiterentwick-
lung des Aktionsplans die Vielfalt queerer Communities – insbesondere 
trans*, inter*, nicht-binäre, bi+, a_sexuelle/a_romantische/a_gender, in-
tersektional diskriminierte sowie junge und ältere queere Menschen – an-
gemessen repräsentiert und einbezogen wird?  

 
 

Bildung und Wissenschaft: 
 
 

23. Welche konkreten Ziele möchte die Staatsregierung im Handlungsfeld Bil-
dung und Wissenschaft bis zum Ende der Laufzeit des Aktionsplans errei-
chen? 

24. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um queere Vielfalt bereits 
in Kindertageseinrichtungen altersgerecht und diskriminierungssensibel zu 
berücksichtigen? 

25. Wie sollen pädagogische Fachkräfte in Kindertageseinrichtungen künftig 
für den Umgang mit queeren Kindern, Regenbogenfamilien sowie ge-
schlechtlicher Vielfalt qualifiziert werden? 

26. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, damit queere Themen 
künftig auch in Ganztagsangeboten sowie in der außerschulischen Kinder- 
und Jugendarbeit stärker berücksichtigt werden? 

27. Wie sollen Träger der offenen Kinder- und Jugendarbeit bei der Entwick-
lung diskriminierungssensibler Angebote unterstützt werden? 

28. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um queere Lebensrealitäten ver-
bindlich in der beruflichen Bildung sowie an Berufs- und Fachschulen zu ver-
ankern? 

29. Wie soll gewährleistet werden, dass auch Auszubildende wirksam vor 
queerfeindlicher Diskriminierung geschützt werden? 

30. Welche Rolle misst die Staatsregierung der Erwachsenenbildung bei der 
Förderung von Akzeptanz sexueller, romantischer und geschlechtlicher Viel-
falt bei und welche Maßnahmen sind hierzu geplant? 

31. Plant die Staatsregierung eine stärkere Förderung entsprechender Bil-
dungsangebote der Volkshochschulen und anderer Einrichtungen der Er-
wachsenenbildung? 
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32. Aus der Zivilgesellschaft wird gefordert, die Akzeptanz sexueller, romanti-
scher und geschlechtlicher Vielfalt verbindlich als Bildungs- und Erziehungs-
ziel im Bayerischen Gesetz über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
(BayEUG) zu verankern. Beabsichtigt die Staatsregierung eine entspre-
chende Gesetzesänderung und falls nein, aus welchen Gründen 
wird/wurde darauf verzichtet? 

33. Wie soll sichergestellt werden, dass sexuelle, romantische und geschlechtli-
che Vielfalt künftig verbindlich in allen Schularten und Jahrgangsstufen als 
Querschnittsthema behandelt wird? 

34. Wie soll sichergestellt werden, dass Schulbücher, digitale Lernmittel und 
Unterrichtsmaterialien unterschiedliche Familienformen sowie sexuelle, ro-
mantische und geschlechtliche Vielfalt diskriminierungsfrei darstellen? 

35. Plant die Staatsregierung eine systematische Überprüfung bestehender 
Lernmittel auf stereotype oder diskriminierende Darstellungen queerer 
Menschen und gegebenenfalls deren Überarbeitung? 

36. Welche Schritte plant die Staatsregierung, um Lehrkräfte aller Schularten 
verbindlich für den Umgang mit sexueller, romantischer und geschlechtlicher 
Vielfalt zu qualifizieren? 

37. Warum sieht der Aktionsplan keine verpflichtenden Fortbildungsangebote 
für Schulleitungen, Beratungslehrkräfte und weitere pädagogische Fach-
kräfte vor? Sind solche Maßnahmen noch geplant? 

38. In welcher Weise sollen Schulen künftig beim Umgang mit queerfeindlichem 
Mobbing, Diskriminierung und Gewalt unterstützt werden? 

39. Welche Unterstützung erhalten Schulen künftig bei der Entwicklung diskri-
minierungssensibler Schulkonzepte und Schutzkonzepte gegen Queerfeind-
lichkeit? 

40. Wie bewertet die Staatsregierung die Auswirkungen der Vorgaben zur 
amtlichen Rechtschreibung und zum Verzicht auf Gender-Sonderzeichen an 
Schulen auf die Sichtbarkeit und diskriminierungsfreie Ansprache queerer 
Menschen sowie auf die pädagogische Arbeit zu sexueller, romantischer 
und geschlechtlicher Vielfalt? Wie soll sichergestellt werden, dass Lehr-
kräfte, Schulen und Schulberatungen trotz der geltenden Vorgaben eine 
diskriminierungssensible Sprache verwenden und alle Schüler*innen – ins-
besondere trans*, inter* und nicht-binäre junge Menschen – respektvoll an-
sprechen können? 

41. Ist vorgesehen, landesweite Qualitätsstandards oder Handlungsempfehlun-
gen für den Umgang mit queerfeindlichen Vorfällen an Schulen zu entwi-
ckeln? 

42. Welche Überlegungen bestehen zur Einrichtung einer zentralen Ansprech- 
oder Meldestelle für queere Themen im Bildungsbereich? 

43. Warum wurde die im Beteiligungsverfahren diskutierte Einrichtung einer 
landesweiten Koordinierungsstelle für queere Bildungsarbeit nicht in den 
Aktionsplan aufgenommen? 

44. Plant die Staatsregierung eine dauerhafte strukturelle Förderung queerer 
Bildungsangebote und Bildungsprojekte in Bayern, um diese unabhängig 
von befristeten Projektförderungen langfristig, verlässlich und flächende-
ckend zu sichern? Falls nein, aus welchen Gründen? Falls ja, nach welchen 
Kriterien sollen entsprechende Projekte künftig gefördert werden und wel-
che finanziellen Mittel sind hierfür vorgesehen? 
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45. Aus welchen Gründen setzt die Staatsregierung im schulischen Bildungsbe-
reich mit dem Comedy-Programm „Homologie mit Malte Anders“ auf ein 
einzelnes außerbayerisches Angebot, anstatt wie im Beteiligungsverfahren 
breit gefordert, den Aufbau und die langfristige Förderung fachlich quali-
fizierter queerer Bildungsangebote und Bildungsakteur*innen in Bayern zu 
unterstützen? 

46. Wie bewertet die Staatsregierung die inhaltlichen Schwerpunkte auf Ho-
mosexualität und das kabarettistische Konzept des Programms „Homologie 
mit Malte Anders“ im Hinblick auf die Vermittlung der Vielfalt queerer Le-
bensrealitäten, mögliche unbeabsichtigte negative Effekte einzelner didak-
tischer Elemente durch die Reproduktion queerfeindlicher Stereotype, sowie 
die Tatsache, dass das Programm – soweit ersichtlich – nicht an anerkannte 
Qualitätsstandards der queeren Bildungsarbeit angebunden ist? 

47. Inwiefern können die Angebote des vom StMAS geförderten Projekts 
“LSBTI-Fortbildungen Bayern” auch von Lehrkräften und pädagogischem 
Fachpersonal in Schulen in Anspruch genommen werden? 

48. Inwiefern sind die vom StMAS geförderten queeren Beratungsstellen für 
Beratungsbedarfe in Schulen und anderen Bildungsorten im jeweiligen Re-
gierungsbezirk zuständig / ansprechbar? Falls nicht, warum nicht? 

49. Wie soll die staatliche Schulberatung künftig besser auf die Bedürfnisse 
queerer Kinder und Jugendlicher sowie ihrer Familien vorbereitet werden?  

50. Welche Qualifizierungsangebote sind für Schulpsycholog*innen, Bera-
tungslehrkräfte und Schulsozialarbeiter*innen vorgesehen? 

51. Wie sollen Eltern und Erziehungsberechtigte künftig besser über sexuelle, 
romantische und geschlechtliche Vielfalt informiert und in entsprechende Bil-
dungsprozesse einbezogen werden?  

52. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Forschung zu den Le-
bensrealitäten queerer Menschen in Bayern gezielt zu fördern? Sind spezi-
elle Förderprogramme oder Forschungsschwerpunkte zu queeren Lebensla-
gen vorgesehen und falls nein, weshalb wird/wurde darauf verzichtet? 

53. Wie sollen Themen sexueller, romantischer und geschlechtlicher Vielfalt 
künftig stärker in Forschung und Lehre an den staatlichen Hochschulen ver-
ankert werden? 

54. Welche Maßnahmen sind geplant, um Hochschulen bei der Weiterentwick-
lung diskriminierungsfreier Strukturen für queere Studierende und Beschäf-
tigte zu unterstützen? 

55. Plant die Staatsregierung, Hochschulen bei der Entwicklung eigener Aktions- 
oder Diversitätspläne für sexuelle, romantische und geschlechtliche Vielfalt 
zu unterstützen? 

56. Plant bzw. wie unterstützt die Staatsregierung den weiteren Ausbau von 
Diversity-Strukturen sowie Ansprechpersonen für queere Studierende an 
den staatlichen Hochschulen? 

57. Wie möchte die Staatsregierung sicherstellen, dass queere Menschen in 
schulischen Materialien, Formularen und der Kommunikation bayerischer Bil-
dungseinrichtungen sichtbar und diskriminierungsfrei berücksichtigt werden? 

58. Plant die Staatsregierung regelmäßige wissenschaftliche Erhebungen zur 
Situation queerer Schüler*innen, Auszubildender und Studierender in Bay-
ern?  

59. Woran soll künftig gemessen werden, ob die Maßnahmen des Aktionsplans 
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im Bildungsbereich tatsächlich zu einem Rückgang queerfeindlicher Diskri-
minierung und Gewalt beitragen? 

 
 

Justiz und Sicherheit: 
 
 

60. Welche konkreten Ziele möchte die Staatsregierung im Handlungsfeld Jus-
tiz und Sicherheit bis zum Ende der Laufzeit des Aktionsplans erreichen? 

61. Die interministerielle Arbeitsgruppe „Gewaltschutz und Gewaltprävention“ 
zum Themenfeld Sicherheit soll laut Aktionsplan bei Bedarf weitergeführt 
werden. Sieht die Staatsregierung aktuell einen Bedarf sie weiterzuführen? 
Aus welchen Mitgliedern setzt sich die Arbeitsgruppe zusammen? Welche 
konkreten Ziele soll die Arbeitsgruppe verfolgen? Ist eine Aufwandsent-
schädigung für ehrenamtliche Beteiligte vorgesehen? 

62. Aus welchen Gründen enthält der Aktionsplan keine Maßnahmen zur Wei-
terentwicklung des gesetzlichen Diskriminierungsschutzes in Bayern, obwohl 
dies eine zentrale Forderung im Beteiligungsverfahren war? 

63. Plant die Staatsregierung die Einführung eines Bayerischen Landesantidis-
kriminierungsgesetzes und die Einrichtung einer unabhängigen Landesanti-
diskriminierungsstelle? Wenn nein, warum nicht? 

64. Wie soll überprüft werden, ob die statistische Erfassung queerfeindlicher 
Straftaten in ganz Bayern vollständig und vergleichbar erfolgt? 

65. Welche zusätzlichen Maßnahmen sind vorgesehen, um die Anzeigebereit-
schaft queerer Menschen nach Hasskriminalität zu erhöhen? 

66. Wie soll die Kampagne „Zeig Flagge. Zeig's an!“ der Landeshauptstadt 
München bayernweit ausgeweitet/umgesetzt werden, welche Behörden 
und zivilgesellschaftlichen Organisationen werden daran beteiligt, welche 
finanziellen Mittel stehen hierfür zur Verfügung und welcher Zeitplan ist 
vorgesehen? Nach welchen Kriterien wird der Erfolg der Kampagne eva-
luiert und wie soll überprüft werden, ob sie insbesondere die Anzeigebe-
reitschaft, das Sicherheitsgefühl sowie das Vertrauen queerer Menschen in 
Polizei und Justiz nachhaltig verbessert? 

67. Welche konkreten Schritte plant die Staatsregierung, um die Aufklärungs-
quote bei queerfeindlichen Straftaten zu verbessern? 

68. Wie möchte die Staatsregierung gewährleisten, dass Sensibilisierungsschu-
lungen in der Fortbildung aller Polizeibeschäftigten regelmäßig stattfinden 
und nicht ausschließlich auf einmalige freiwillige Fortbildungsangebote be-
schränkt bleiben? 

69. Wie soll sichergestellt werden, dass die Selbstidentifikation queerer Men-
schen bei der Ansprache durch Polizeibeschäftigte überall in Bayern res-
pektiert wird und welche Beschwerdemöglichkeiten bestehen bei Verstö-
ßen? 

70. Plant die Staatsregierung zusätzliche Maßnahmen für einen diskriminie-
rungssensiblen Umgang mit trans*, intergeschlechtlichen und nichtbinären 
Personen bei Identitätsfeststellungen, Durchsuchungen und Leibesvisitatio-
nen? 

71. Der Aktionsplan sieht die Schaffung polizeiinterner Ansprechpersonen für 
LSBTIAQ*-Themen vor. Wie sollen diese personell ausgestattet werden, 
welche konkreten Aufgaben, Zuständigkeiten und Befugnisse werden ihnen 
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übertragen, wie wird ihre flächendeckende Erreichbarkeit sichergestellt 
und inwiefern orientiert sich die Staatsregierung hierbei an den Handlungs-
empfehlungen der Innenministerkonferenz von 2023 zur Einrichtung eigen-
ständiger LSBTIQ*-Ansprechstellen bei den Polizeibehörden? 

72. Wie wird sichergestellt, dass die Ansprechpersonen dauerhaft mit den 
queeren Communities, Beratungsstellen und Fachorganisationen zusammen-
arbeiten, an der Aus- und Fortbildung der Polizei mitwirken und für Be-
troffene sowie Polizeibeschäftigte gleichermaßen sichtbar und nied-
rigschwellig erreichbar sind?  

73. Nach welchen Kriterien werden die Beschäftigten ausgewählt und qualifi-
ziert, die künftig als Ansprechpartner*innen für queere Belange tätig sein 
sollen? 

74. Welche konkreten nächsten Schritte plant die Staatsregierung, um den pro-
aktiven Beratungsansatz zwischen Polizei, Justiz und queeren Beratungsstel-
len auf alle Regierungsbezirke auszuweiten? Bis wann soll das landesweiter 
Standard sein? 

75. Welche finanziellen Mittel sind vorgesehen, damit queere und andere Be-
ratungsstellen diese zusätzliche Aufgabe dauerhaft übernehmen können? 

76. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Richter*innen, Staats-
anwält*innen und weiteres Justizpersonal dauerhaft für queere Lebensre-
alitäten und queerfeindliche Hasskriminalität zu sensibilisieren? 

77. Wie soll gewährleistet werden, dass auch externe Fachorganisationen an 
Fortbildungsmaßnahmen für die Justiz beteiligt werden? 

78. Welche konkreten Ziele, Inhalte und Ergebnisse sollen mit den neuen Fort-
bildungsmodulen der ufuq.de-Fachstelle erreicht werden und wie wird ihre 
Wirksamkeit evaluiert? 

79. Aus welchen Gründen konzentriert sich der Aktionsplan im Bereich religiös 
begründeter Radikalisierung ausschließlich auf den Kontext von Islam und 
Islamismus? Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Prävention 
queerfeindlicher Radikalisierung in anderen religiösen oder weltanschauli-
chen Milieus, insbesondere im Bereich des christlichen Fundamentalismus? 

80. Wie sollen die “Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus Bayern” sowie 
weitere Beratungs- und Präventionsangebote künftig noch stärker mit 
LSBTIAQ*-Communities zusammenarbeiten? 

81. Der Aktionsplan stellt fest, dass Antisemitismus „auch in feministischen und 
queeren Zusammenhängen“ stark zugenommen habe. Auf welche repräsen-
tativen wissenschaftlichen Erkenntnisse, Studien oder Meldedaten stützt sich 
diese Aussage? Welche konkreten Maßnahmen leitet die Staatsregierung 
aus dieser Einschätzung für die Präventionsarbeit mit queeren Communities 
ab? 

82. Welche konkreten Themen, Zielgruppen und Ergebnisse sind für die Veran-
staltungsreihe „Mitdenken. Vordenken. Umdenken.“ vorgesehen und wie 
sollen die dort erarbeiteten Erkenntnisse in die weitere Umsetzung des Ak-
tionsplans einfließen? 

83. Welche konkreten Maßnahmen plant die Staatsregierung, um das beste-
hende Schutzkonzept für queere Geflüchtete weiterzuentwickeln und ver-
bindliche landesweite Standards für Schutz, Unterbringung und Beratung 
zu etablieren? Inwieweit orientiert sie sich dabei an den bundesweiten 
„Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten Menschen in Flüchtlingsun-
terkünften“, insbesondere an den Empfehlungen für queere Geflüchtete, 
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und welche dieser Standards wurden bereits umgesetzt beziehungsweise 
sollen künftig umgesetzt werden? 

84. Erkennt die Staatsregierung den Bedarf an sicheren Unterbringungen für 
vulnerable Geflüchtete in allen Landkreisen an und wirkt sie im Rahmen des 
Aktionsplan auf die Einrichtung entsprechender Unterkünfte hin? 

85. Welche Schritte plant die Staatsregierung zum Ausbau und zur dauerhaften 
Finanzierung spezialisierter Beratungs- und Schutzangebote für queere 
Geflüchtete und bis wann sollen die im Aktionsplan angekündigten Prüfun-
gen abgeschlossen sein? 

86. Wie sollen die psychosoziale Unterstützung queerer Geflüchteter sowie die 
Qualifizierung von Gewaltschutzkoordinator*innen und Mitarbeitenden in 
Unterkünften weiterentwickelt werden? Wird die Staatsregierung ein ver-
bindliches Monitoring entsprechender Qualifizierungsmaßnahmen sicher-
stellen, um Schulungsbedarfe besser steuern zu können? Wenn nein, warum 
nicht? 

87. Inwiefern sind die vom StMAS geförderten queeren Beratungsstellen für 
Beratungsbedarfe von queeren Geflüchteten im jeweiligen Regierungsbe-
zirk zuständig und qualifiziert? 

88. Welche konkreten Maßnahmen plant die Bayerische Staatsregierung, um 
den Schutz, die Sicherheit und die Selbstbestimmung queerer Menschen im 
Justizvollzug über die bereits bestehende Einzelfallprüfung hinaus dauer-
haft zu verbessern? 

89. Nach welchen verbindlichen Kriterien wird künftig entschieden, welche Un-
terbringungsform für trans*, intergeschlechtliche und nicht-binäre Gefan-
gene gewählt wird, und wie wird sichergestellt, dass die Bedürfnisse der 
betroffenen Personen tatsächlich berücksichtigt werden? 

90. Welche verbindlichen Standards gelten für die medizinische Versorgung 
queerer Gefangener – insbesondere im Hinblick auf geschlechtsanglei-
chende Behandlungen, psychologische Unterstützung und den Zugang zu 
spezialisierten Fachärzt*innen – und sieht die Staatsregierung hier weiteren 
Handlungsbedarf? 

91. Wie häufig finden Aus- und Fortbildungen zu queeren Lebensrealitäten im 
Justizvollzug künftig statt, welche Inhalte werden vermittelt und wie wird 
ihre Wirksamkeit überprüft? Welche Rolle sollen externe queere Fachor-
ganisationen künftig dauerhaft bei der Aus- und Fortbildung sowie bei der 
Weiterentwicklung der Vollzugspraxis übernehmen? 

92. Werden Erfahrungen queerer Gefangener systematisch erfasst und ausge-
wertet, um bestehende Schutzmaßnahmen weiterzuentwickeln? 

93. Wie bewertet die Staatsregierung die Forderung nach gesetzlichen Rege-
lungen zur besseren Anonymisierung persönlicher Daten in Gerichtsverfah-
ren zum Schutz von Betroffenen queerfeindlicher Gewalt? 

94. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, damit sämtliche Opferberatungsstel-
len und Opferbeauftragten künftig verpflichtend zu queeren Lebensreali-
täten qualifiziert werden? 

95. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Mitarbeitende weiterer 
öffentlicher Sicherheitsdienste – beispielsweise in Rettungsdiensten, dem öf-
fentlichen Personennahverkehr, Obdachlosenunterkünften oder Geflüchte-
tenunterkünften – verbindlich zu queeren Themen zu sensibilisieren? 

96. Sieht die Staatsregierung Möglichkeiten für eine finanzielle Unterstützung 
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oder anderweitige Schutzmaßnahmen zur Absicherung queerer Veranstal-
tungen, speziell von Prides / Christopher-Street-Days (CSDs)? 

97. Plant die Staatsregierung ein jährlich stattfindendes Fachgespräch zur Ana-
lyse der Sicherheitslage und der Lebenssituation queerer Menschen in Bay-
ern und wie sollen Community, Wissenschaft und Fachverbände daran be-
teiligt werden? 

 
 

Kunst und Kultur: 
 
 

98. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um queere Kunst- und Kul-
turprojekte dauerhaft zu fördern und ihre Sichtbarkeit in Bayern zu stärken? 

99. Plant die Staatsregierung, queere Perspektiven verbindlich in die staatliche 
Kulturförderung einzubeziehen und entsprechende Förderkriterien zu ent-
wickeln? 

100. Ist geplant, die Ausstellung „Gefährdet leben. Queere Menschen 1933–
1945“ auch an weiteren Standorten in Bayern zu zeigen oder vergleich-
bare Projekte zur queeren Erinnerungskultur dauerhaft zu fördern? Wer ist 
dafür zuständig? 

101. Wie möchte die Staatsregierung Gedenkstätten, Museen, Archive und an-
dere kulturelle Einrichtungen dabei unterstützen, queere Geschichte und Le-
bensrealitäten bayernweit sichtbarer zu machen? 

102. Zu welchem Ergebnis ist die im Aktionsplan angekündigte Prüfung einer 
stärkeren Berücksichtigung queerer Verfolgungsgeschichte im Workshop 
„Zwischen Hilfe und Mord: Medizin und Pflege im Nationalsozialismus“ des 
Lern- und Erinnerungsorts „Dokumentation Obersalzberg“ des Instituts für 
Zeitgeschichte München-Berlin gekommen und welche konkreten Änderun-
gen sind vorgesehen? Wie überprüft die Staatsregierung das Ergebnis? 

103. Wie soll das Thema Queerfeindlichkeit dauerhaft in der Bildungsarbeit des 
Max Mannheimer Studienzentrums verankert werden und sind weitere Ko-
operationen mit Einrichtungen der historisch-politischen Bildung geplant? 

104. Im zivilgesellschaftlichen Maßnahmenkatalog von 2023 sowie im Beteili-
gungsverfahren wurde die Einrichtung bzw. dauerhafte staatliche Förde-
rung eines bayernweiten queeren Archivs oder Bewegungsarchivs gefor-
dert. Aus welchen Gründen wurde diese Maßnahme nicht in den Aktionsplan 
aufgenommen und plant die Staatsregierung die Erforschung, Dokumenta-
tion und Archivierung queerer Geschichte in Bayern dauerhaft zu fördern? 

105. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um eine diskriminierungs-
freie und vielfältige Darstellung queerer Menschen in den öffentlich-recht-
lichen Medien Bayerns zu fördern? 

106. Welche weiteren Maßnahmen plant die Bayerische Landeszentrale für po-
litische Bildungsarbeit über die angekündigte Artikelreihe hinaus, um Wis-
sen über queere Lebensrealitäten dauerhaft in der politischen Bildungsar-
beit zu verankern? Ist geplant, queere Communities bei Themenwahl und 
Umsetzung der Artikelreihe miteinzubeziehen? 

107. Welche weiteren Maßnahmen plant die Staatsregierung gemeinsam mit 
der Bayerischen Landeszentrale für neue Medien, um queerfeindlicher 
Hassrede im Internet nachhaltig entgegenzuwirken und Betroffene zu un-
terstützen? 
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108. Plant die Staatsregierung, sich für eine stärkere Berücksichtigung queerer 
Perspektiven in den Aufsichtsgremien des öffentlich-rechtlichen Rundfunks 
und der Medienaufsicht einzusetzen?  

109. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Hass, Desinformation 
und queerfeindlichen Narrativen im öffentlichen Diskurs entgegenzuwirken? 

110. Plant die Staatsregierung eine landesweite Informations- und Aufklärungs-
kampagnen zu sexueller, romantischer und geschlechtlicher Vielfalt, insbe-
sondere um die gesellschaftliche Sichtbarkeit queerer Menschen auch au-
ßerhalb der Ballungsräume Bayerns zu stärken? 

111. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um queere Kulturveranstaltungen, 
Gedenkveranstaltungen und Community-Projekte langfristig abzusichern 
und ihre Durchführung insbesondere im ländlichen Raum zu unterstützen? 

112. Wie möchte die Staatsregierung sicherstellen, dass queere Communities 
künftig stärker in die Entwicklung kultureller Programme und Projekte ein-
bezogen werden?  

113. Wie sollen die konkreten Ergebnisse, die aus dem Fachtag „Digitale Me-
dien und junge LSBTIAQ*“ hervorgehen, anschließend umgesetzt werden 
und wie soll sichergestellt werden, dass die erarbeiteten Handlungsemp-
fehlungen dauerhaft in die Kinder- und Jugendarbeit einfließen?  

114. Welche konkreten Maßnahmen umfasst die angekündigte Öffentlichkeits-
arbeit des StMAS zu queeren Lebensrealitäten, welche Zielgruppen sollen 
erreicht werden und wie wird sichergestellt, dass nicht nur staatlich-finan-
zierte Akteur*innen in den Veröffentlichungen zu Wort kommen? 

115. Wie stellt die Staatsregierung sicher, dass queere Menschen als selbstver-
ständlicher Teil der Gesellschaft in der Öffentlichkeitsarbeit aller Staatsmi-
nisterien mitgedacht und einbezogen werden? 

116. Der Aktionsplan betont die Bedeutung von Sensibilisierung, Sichtbarkeit und 
gesellschaftlicher Akzeptanz queerer Menschen. Wie bewertet die Staats-
regierung vor diesem Hintergrund die Auswirkungen der geltenden Vorga-
ben zur amtlichen Rechtschreibung auf die Sichtbarkeit und wertschätzende 
Ansprache queerer Menschen in der Öffentlichkeitsarbeit staatlicher Behör-
den? 

117. Wie häufig sollen die angekündigten Infoletter des StMAS erscheinen, wel-
che Zielgruppen sollen sie erreichen und wie soll ihre Wirksamkeit evaluiert 
werden? Ist es vorgesehen, die eingerichtete Lenkungsgruppe zum Aktions-
plan an der inhaltlichen Ausgestaltung zu beteiligen? 

 
 

Lebensstufen und Lebenslagen: 
 

 
118. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die Lebenssituation 

queerer Kinder, Jugendlicher und junger Erwachsener nachhaltig zu verbes-
sern und Diskriminierung in allen Lebensbereichen wirksam vorzubeugen? 

119. Welche konkreten Maßnahmen sind, abseits der regulären Arbeit des Bay-
erischen Jugendrings und seiner Gliederungen, vorgesehen, um queere Kin-
der und Jugendliche flächendeckend durch Angebote der Kinder- und Ju-
gendhilfe, Jugendsozialarbeit sowie der offenen Kinder- und Jugendarbeit 
zu unterstützen? 

120. Nach welchen Kriterien wird der Erfolg des wichtigen Projekts „QueerStart" 
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beurteilt und eine Entscheidung über die Verstetigung des Projekts getrof-
fen? 

121. Aus welchen Gründen enthält der Aktionsplan keine eigenständigen Maß-
nahmen zur Förderung und Unterstützung von Regenbogenfamilien, obwohl 
hierzu im Beteiligungsverfahren und im Maßnahmenkatalog zahlreiche Vor-
schläge eingebracht wurden?  

122. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Regenbogenfamilien in 
Bayern künftig besser zu unterstützen und bestehende Benachteiligungen in 
Behörden, Bildungseinrichtungen, Familienberatung und im Gesundheitswe-
sen abzubauen?  

123. Wie soll sichergestellt werden, dass Familienzentren, Jugendämter sowie 
Beratungs- und Unterstützungsangebote die Lebensrealitäten von Regen-
bogenfamilien künftig systematisch berücksichtigen?  

124. Wird die Bayerische Staatsregierung im Zuge des Aktionsplans alle staat-
lichen Formulare und Datenerfassungen so anpassen, dass Regenbogenfa-
milien und alle Familienformen in Bayern diskriminierungsfrei angesprochen 
und abgebildet werden können? 

125. Welche spezifischen Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Verbesse-
rung der Lebenssituation von trans*, inter* und nicht-binären Menschen, 
nachdem hierzu im Aktionsplan – abgesehen von einzelnen Aspekten im 
Justizvollzug – keine eigenständigen Maßnahmen vorgesehen sind? 

126. Welche Maßnahmen sollen dazu beitragen, Diskriminierung aufgrund der 
geschlechtlichen Identität in Behörden und öffentlichen Einrichtungen wirk-
sam abzubauen? 

127. Wird die Bayerische Staatsregierung im Zuge des Aktionsplans alle staat-
lichen Formulare und Datenerfassungen so anpassen, dass nicht-binäre 
Menschen bzw. Menschen mit dem Geschlechtseintrag “divers” oder ohne 
Geschlechtseintrag diskriminierungsfrei angesprochen und abgebildet wer-
den können? 

128. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die Lebenssituation äl-
terer queerer Menschen nachhaltig zu verbessern und ihre Teilhabe in den 
Bereichen Wohnen, Pflege, Beratung und gesellschaftliches Leben zu stär-
ken? 

129. Wie sollen Pflegeeinrichtungen, ambulante Dienste und Einrichtungen der 
Altenhilfe künftig für die Bedürfnisse älterer queerer Menschen sensibilisiert 
und qualifiziert werden? 

130. Der Aktionsplan verweist auf ein einzelnes Projekt von Fliederlich e.V. zur 
Wohnungs- und Obdachlosigkeit queerer Menschen. Inwiefern ist die 
Staatsregierung finanziell an diesem Projekt beteiligt? Welche landeswei-
ten Maßnahmen plant die Staatsregierung darüber hinaus, um Wohnungs-
losigkeit queerer Menschen in ganz Bayern vorzubeugen und bestehende 
Unterstützungsangebote auszubauen bzw. queersensibel zu gestalten? 

131. Wie soll die Zusammenarbeit zwischen Wohnungslosenhilfe, Regelstruktu-
ren und queeren Beratungsangeboten bayernweit gestärkt werden und 
welche finanziellen Mittel sind hierfür vorgesehen? 

132. Aus welchen Gründen enthält der Aktionsplan keine eigenständigen Maß-
nahmen zu den Themen intersektionaler Diskriminierung, obwohl dieses 
Thema im Beteiligungsverfahren und im zivilgesellschaftlichen Maßnahmen-
katalog von 2023 ausdrücklich benannt wurden?  
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133. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die besonderen Le-
benslagen queerer Menschen zu berücksichtigen, die zusätzlich von Rassis-
mus betroffen sind? 

134. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die Teilhabe und den Schutz 
queerer Menschen mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen zu 
verbessern und bestehende Barrieren in Beratung, Gesundheitsversorgung 
und gesellschaftlicher Teilhabe abzubauen? 

135. Inwiefern achtet die Bayerische Staatsregierung auf die barrierefreie Zu-
gänglichkeit der vom StMAS geförderten queeren Anlaufstellen? 

136. Wie möchte die Staatsregierung die Lebenssituation queerer Menschen 
verbessern, die von Armut, sozialer Ausgrenzung oder prekären Lebensver-
hältnissen betroffen sind? 

137. Wie berücksichtigt die Staatsregierung die besonderen Lebenslagen quee-
rer Menschen mit Pflegebedarf oder von queeren pflegenden Angehöri-
gen? 

138. Wie werden die besonderen Bedarfe queerer Menschen berücksichtigt, die 
aufgrund ihrer Religion oder Weltanschauung Diskriminierung erfahren 
oder sich in religiösen Gemeinschaften für Akzeptanz und Vielfalt einset-
zen? 

139. Aus welchen Gründen enthält der Bayerische Aktionsplan Queer keine ei-
genständigen künftigen Maßnahmen zur Prävention und Bekämpfung 
queerfeindlicher Diskriminierung und Gewalt in Kirchen und Glaubensge-
meinschaften? Sind Maßnahmen geplant? 

140. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um queer-inklusive Ange-
bote, Selbstvertretungen und Unterstützungsstrukturen innerhalb von Kirchen 
und Glaubensgemeinschaften künftig zu stärken?  

141. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Förderung diskriminie-
rungsfreier Sportvereine und Sportverbände sowie zur Prävention queer-
feindlicher Diskriminierung im bayerischen Sport? 

142. Aus welchen Gründen beschränkt sich der Aktionsplan im Bereich Arbeits-
welt überwiegend auf unverbindliche Empfehlungen, obwohl im Beteili-
gungsverfahren zahlreiche konkrete Maßnahmen zur Verbesserung der Ar-
beitsbedingungen queerer Menschen vorgeschlagen wurden? 

143. Welche konkreten Ziele verfolgt die Staatsregierung im Bereich Arbeitswelt 
bis zum Ende der Legislaturperiode und anhand welcher Indikatoren soll 
überprüft werden, ob sich die Situation queerer Beschäftigter tatsächlich 
verbessert hat? 

144. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um den Freistaat Bayern 
selbst zu einem queerfreundlichen Arbeitgeber weiterzuentwickeln und wel-
che konkreten Schritte sind hierzu in den staatlichen Behörden und Einrich-
tungen vorgesehen? 

145. Plant die Staatsregierung, Diversity-Management, Diversity-Monitoring und 
verbindliche Ansprechstrukturen für queere Beschäftigte im öffentlichen 
Dienst einzuführen oder weiterzuentwickeln? Falls nein, warum nicht? 

146. Welche konkreten Maßnahmen plant die Staatsregierung, um insbesondere 
kleine und mittlere Unternehmen bei der Entwicklung diskriminierungsfreier 
und queerfreundlicher Arbeitsbedingungen zu unterstützen? 

147. Der Aktionsplan enthält umfangreiche Empfehlungen für Arbeitgeber. Wel-
che dieser Empfehlungen möchte die Staatsregierung selbst aktiv fördern, 
begleiten oder evaluieren und welche finanziellen Mittel stehen hierfür zur 
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Verfügung? 
148. Welche konkreten Aufgaben übernimmt “PROUT AT WORK” im Rahmen 

des Aktionsplans über die Veröffentlichung einer Informationsplattform hin-
aus und welche finanziellen Mittel stehen hierfür zur Verfügung? 

149. Plant die Staatsregierung die Einführung eines landesweiten Zertifizie-
rungs- oder Auszeichnungssystems für queerfreundliche Arbeitgeber oder 
vergleichbare Instrumente zur Anerkennung guter Praxis? 

150. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Unternehmen bei der 
Einrichtung unabhängiger Beschwerde- und Vertrauensstrukturen für von 
Diskriminierung betroffene Beschäftigte zu unterstützen? 

151. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Förderung inklusiver 
Personalprozesse, insbesondere im Hinblick auf diskriminierungsfreie Be-
werbungsverfahren, geschlechterinklusive Formulare sowie den Umgang mit 
Transitionen im Arbeitsleben? 

152. Plant die Staatsregierung regelmäßig Daten zu Diskriminierungserfahrun-
gen queerer Beschäftigter in Bayern zu erheben oder wissenschaftlich un-
tersuchen zu lassen, um die Wirksamkeit ihrer Maßnahmen bewerten zu 
können? 

 
 

Medizin und Gesundheit: 
 
 

153. Aus welchen Gründen enthält der Aktionsplan keine Gesamtstrategie zur 
Verbesserung der gesundheitlichen Versorgung queerer Menschen, obwohl 
hierzu im Beteiligungsverfahren zahlreiche Forderungen formuliert wurden? 

154. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um den gleichberechtigten 
Zugang queerer Menschen zu einer diskriminierungsfreien gesundheitlichen 
Versorgung in ganz Bayern sicherzustellen? 

155. Wie möchte die Staatsregierung bestehende Versorgungsunterschiede zwi-
schen städtischen und ländlichen Regionen abbauen? 

156. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um sexuelle, romantische 
und geschlechtliche Vielfalt verbindlich in die Ausbildung von Ärzt*innen 
Psychotherapeut*innen, Pflegekräften, Hebammen sowie weiteren Gesund-
heitsberufen zu integrieren? 

157. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Verbesserung der psy-
chosozialen Versorgung queerer Menschen, insbesondere angesichts erhöh-
ter Belastungen durch Diskriminierung, Gewalt und Minderheitenstress? 

158. Wie werden die besonderen Lebenslagen queerer Menschen im Rahmen 
der Initiative „Bayern gemeinsam gegen Einsamkeit" konkret berücksichtigt 
und welche zusätzlichen Maßnahmen sind hierfür vorgesehen? 

159. Welche konkreten Maßnahmen plant die Staatsregierung im Bereich der 
Suizidprävention und Postvention im Kontext queerer Betroffener und ihrer 
Angehörigen? 

160. Der Aktionsplan sieht Fortbildungsangebote für die Krisendienste Bayern 
vor. Welche konkreten Inhalte sollen vermittelt werden, wie häufig finden 
diese Fortbildungen statt und wie wird ihre Wirksamkeit überprüft? 

161. Wie soll sichergestellt werden, dass queere Menschen in psychischen Krisen 
bayernweit auf diskriminierungssensible Unterstützung zugreifen können? 
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162. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Verbesserung der me-
dizinischen Versorgung von trans*, intergeschlechtlichen und nichtbinären 
Menschen, nachdem der Aktionsplan hierzu keine eigenständigen Maßnah-
men enthält? 

163. Wie möchte die Staatsregierung den Zugang zu geschlechtsangleichenden 
Behandlungen sowie zu qualifizierter Beratung und Begleitung verbessern? 

164. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um die Versorgung intergeschlecht-
licher Menschen zu stärken und ihre besonderen Bedarfe im Gesundheits-
wesen systematisch zu berücksichtigen? 

165. Welche Maßnahmen sind vorgesehen, um Pflegeeinrichtungen, ambulante 
Dienste und Hospize dauerhaft für die Bedürfnisse queerer Menschen zu 
sensibilisieren? Wie sollen queere Menschen im Pflegebereich besser vor 
Diskriminierung geschützt werden? 

166. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung zur Verbesserung der Da-
tenlage über die gesundheitliche Situation queerer Menschen in Bayern? 

167. Ist vorgesehen, wissenschaftliche Forschung zu den gesundheitlichen Lebens-
lagen queerer Menschen gezielt zu fördern? 

168. Welche konkreten Aufgaben übernimmt der Landesgesundheitsrat im Rah-
men des Aktionsplans und welche Ergebnisse werden von seiner Beteiligung 
erwartet? 

169. Welche konkreten Maßnahmen werden auf Grundlage des Masterplans 
Prävention umgesetzt, um die besonderen gesundheitlichen Bedarfe von 
LSBTIAQ* sichtbar zu berücksichtigen, insbesondere im Bereich der psychi-
schen und sexuellen Gesundheit? Und wie wird die LSBTIAQ*-Community in 
die Entwicklung und Umsetzung dieser Maßnahmen einbezogen? 

170. Wie soll sichergestellt werden, dass Präventionsangebote insbesondere 
auch queere Kinder, Jugendliche und ältere Menschen erreichen? 

171. Welche konkreten Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die HIV- und 
STI-Prävention unter Berücksichtigung der unterschiedlichen Bedarfe quee-
rer Menschen langfristig zu stärken und bestehende Präventionsangebote 
auszubauen?  

172. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um den Zugang queerer 
Menschen zu reproduktionsmedizinischer Beratung und Kinderwunschbe-
handlungen zu verbessern? 

173. Mehrere Bundesländer haben ihre Landesförderung für Kinderwunschbe-
handlungen bereits für queere Paare geöffnet. Plant die Staatsregierung, 
die Förderrichtlinie für Kinderwunschbehandlungen anzupassen, sodass 
künftig bislang ausgeschlossene Familienkonstellationen gleichberechtigt 
gefördert werden? Falls nein, aus welchen Gründen? 

174. Wie möchte die Staatsregierung sicherstellen, dass Hebammen sowie Ein-
richtungen der Geburtshilfe queere Familien diskriminierungssensibel be-
gleiten können? 

175. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um Konversionsmaßnah-
men und vergleichbare Angebote zur Veränderung der sexuellen Orientie-
rung oder geschlechtlichen Identität in Bayern wirksam zu verhindern? 

176. Plant die Staatsregierung, queere Lebenslagen künftig systematisch in die 
Gesundheitsberichterstattung des Freistaats Bayern aufzunehmen? 

 
 

Struktur und Partizipation: 
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177. Nach welchen Kriterien sollen künftig queere Organisationen und Selbst-
vertretungen in queerpolitische Entscheidungsprozesse der Staatsregierung 
einbezogen werden? 

178. Nach welchen fachlichen Kriterien wurden die Fördersäulen, Fördergegen-
stände und Fördervoraussetzungen des “LSBTIQ-Förderrahmens” festge-
legt und auf welche wissenschaftlichen oder fachlichen Grundlagen stützen 
sich diese Vorgaben? 

179. Aus welchen Gründen wurden queere Fachorganisationen bei der Erarbei-
tung des “LSBTIQ-Förderrahmens” des StMAS nicht beteiligt und ist vorge-
sehen, sie bei künftigen Änderungen verbindlich einzubeziehen? Wenn nein, 
warum nicht? 

180. Wie grenzt die Staatsregierung fachliche Information, Präventionsarbeit 
und Aufklärung zu den Lebensrealitäten queerer Menschen von politischer 
Meinungsbildung oder Interessenvertretung im Sinne des Förderrahmens 
ab? 

181. Welche Themen dürfen nach Auffassung der Staatsregierung im Rahmen 
der Beratung und Öffentlichkeitsarbeit der geförderten Projekte behandelt 
werden und welche Themen sind ausdrücklich nicht vom Förderzweck um-
fasst? Bitte erläutern Sie die jeweiligen Kriterien. 

182. Welche fachlichen Mindeststandards gelten für die geförderten Beratungs-
stellen des “LSBTIQ-Netzwerks” hinsichtlich Beratung, Erreichbarkeit, Öff-
nungszeiten und Qualität der Angebote und wie wird deren Einhaltung si-
chergestellt? 

183. Gibt es Personengruppen oder Beratungsanliegen, für die nach Auffassung 
der Staatsregierung keine Beratung im Rahmen des “LSBTIQ-Netzwerks” 
erfolgen soll? Falls ja, welche und aus welchen Gründen? 

184. Nach welchen Kriterien werden die fachlichen Schwerpunkte der einzelnen 
Beratungsstellen festgelegt und wie stellt die Staatsregierung sicher, dass 
queere Menschen unabhängig von ihrem Wohnort einen gleichwertigen Zu-
gang zu Beratungs- und Unterstützungsangeboten erhalten? 

185. Aus welchen Gründen enthält der Förderrahmen detaillierte Vorgaben zur 
Beratung minderjähriger trans* und intergeschlechtlicher Menschen sowie 
zur verpflichtenden Einbeziehung von Erziehungsberatungsstellen (auch bei 
Fragestellungen abseits des SBGG) - während für andere besonders vul-
nerable Personengruppen innerhalb von LSBTIAQ*-Communities – etwa 
queere Jugendliche allgemein, queere Geflüchtete, queere Menschen mit 
Behinderungen oder von Gewalt betroffene Personen – keine vergleichba-
ren Vorgaben vorgesehen sind? 

186. Plant die Staatsregierung eine Evaluation des “LSBTIQ-Förderrahmens” ge-
meinsam mit den geförderten Trägern und falls ja, bis wann soll diese er-
folgen? Falls nein, warum nicht? 

187. Warum sieht der Aktionsplan keine langfristige strukturelle Absicherung der 
landesweiten Projekte “Strong!”, “Queeres Netzwerk Bayern” sowie “LSBTI-
Fortbildungen Bayern” vor, obwohl diese bereits seit 2021 bayernweit und 
langfristige Aufgaben übernehmen? 

188. Welche Voraussetzungen müssen bestehende, landesweite queere Projekte 
aus Sicht der Staatsregierung erfüllen, um dauerhaft institutionell gefördert 
oder verstetigt zu werden? 
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189. Plant die Staatsregierung, die personelle und finanzielle Ausstattung der 
bestehenden bayernweiten Projekte auszubauen? Falls nein, weshalb? 

190. Wie sieht die Ausgestaltung bzw. Umsetzung der geplanten Außenstelle 
von Strong! konkret aus? Sind dafür zusätzliche personelle und finanzielle 
Mittel vorgesehen? 

191. Plant die Staatsregierung, die personelle und finanzielle Ausstattung der 
anderen bestehenden queeren Beratungsstellen entsprechend des steigen-
den Beratungsbedarfs auszubauen? Falls nein, weshalb? 

192. Welche langfristige Strategie verfolgt die Staatsregierung zum Ausbau 
queerer Infrastruktur in Bayern über Beratungsstellen hinaus, insbesondere 
in den Bereichen Bildung, Vernetzung, Gewaltprävention, Community-Ar-
beit und Ehrenamt? 

193. Welche konkreten Ziele verfolgt die Veranstaltungsreihe des Bayerischen 
Bündnisses für Toleranz im Rahmen des Aktionsplans Queer? Werden die 
Ergebnisse der Veranstaltungen zentral dokumentiert und veröffentlicht und 
welche konkreten Maßnahmen oder weiteren Umsetzungsschritte sollen aus 
den dort gewonnenen Erkenntnissen folgen? 

194. Welche finanziellen Mittel stehen für die Förderung kommunaler Strategien 
und Aktionspläne insgesamt zur Verfügung? Für welchen Zeitraum ist die 
Förderung kommunaler Strategien vorgesehen und welche Möglichkeiten 
einer Verstetigung bestehen nach Ablauf der Förderung? Plant die Staats-
regierung, Kommunen bei der Entwicklung eigener kommunaler Aktions-
pläne oder Strategien gegen Queerfeindlichkeit fachlich und finanziell 
dauerhaft zu unterstützen? 

195. Nach welchen Kriterien können kreisfreie Städte eine Förderung im Rahmen 
des Aktionsplans Queer beantragen und wie läuft das Auswahlverfahren 
ab? 

196. Aus welchen Gründen wurde die Stadt Augsburg als Projektträger ausge-
wählt? Bedeutet die Förderung der Stadt Augsburg in 2026, dass lediglich 
ein kommunales Modellprojekt pro Jahr bzw. Doppelhaushalt vorgesehen 
ist, oder sollen weitere Städte während der Laufzeit des Aktionsplans ge-
fördert werden? 

197. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um die internationale Men-
schenrechtsarbeit für LSBTIAQ* – etwa im Rahmen von Kooperationen mit 
Menschenrechtsorganisationen – zu stärken? 

198. Aus welchen Gründen verzichtet die Staatsregierung auf die Einrichtung ei-
ner ressortübergreifenden Koordinierungsstelle für LSBTIAQ*-Themen in-
nerhalb der Staatsregierung, obwohl der zivilgesellschaftliche Maßnah-
menkatalog von 2023 eine solche als zentrales Steuerungsinstrument vor-
geschlagen hat? Welche Stelle übernimmt stattdessen dauerhaft die inter-
ministerielle Koordination, Steuerung und Weiterentwicklung der bayeri-
schen Queerpolitik? 

199. Welche Maßnahmen plant die Staatsregierung, um queere Vereine, Initia-
tiven und ehrenamtliche Strukturen dauerhaft personell, finanziell und or-
ganisatorisch zu stärken, nachdem der Aktionsplan hierzu keine konkreten 
Maßnahmen enthält? 

200. Welche Ziele verfolgt der Empfang für Ehrenamtliche im Bereich LSBTIAQ* 
und welche konkreten Maßnahmen zur nachhaltigen Stärkung des queeren 
Ehrenamts sollen sich daraus ergeben? 
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201. Wie möchte die Staatsregierung insbesondere kleine, ausschließlich ehren-
amtlich getragene queere Initiativen beim Zugang zu Fördermitteln, bei An-
tragstellungen und beim Aufbau tragfähiger Strukturen unterstützen? 

202. Im zivilgesellschaftlichen Maßnahmenkatalog von 2023 wurde die Einrich-
tung eines Queeren Ehrenamtsfonds vorgeschlagen, um insbesondere 
kleine, ehrenamtlich getragene queere Initiativen bei Projekten, Veranstal-
tungen, Vernetzungsformaten und dem Aufbau nachhaltiger Strukturen 
möglichst unbürokratisch zu unterstützen. Aus welchen Gründen wurde diese 
Maßnahme nicht in den Aktionsplan aufgenommen und plant die Staatsre-
gierung die Einrichtung eines solchen Förderfonds? 

 


